
BRIEFING  
Laufende Legislativverfahren der EU 
 

EPRS | Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments 
Autorin: Vivienne Halleux 

Wissenschaftlicher Dienst für die Mitglieder 
PE 738.183 – Oktober 2022 DE 

EU-Verordnung über die 
Wiederherstellung der Natur 

Festlegung verbindlicher Ziele für gesunde Ökosysteme 
ÜBERBLICK 
Wie in der EU-Biodiversitätsstrategie für 2030 angekündigt, legte die Kommission am 22. Juni 2022 einen Vorschlag 
für eine Verordnung über die Wiederherstellung der Natur vor. Ergänzend zu den geltenden Rechtsinstrumenten 
würden in der vorgeschlagenen Verordnung mehrere verbindliche Wiederherstellungsziele und -verpflichtungen 
für ein breites Spektrum von Ökosystemen festgelegt, von Wäldern und landwirtschaftlichen Flächen über 
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Maßnahmen zur Wiederherstellung der Natur bis 2030 auf mindestens 20 % der Land- und Meeresgebiete der EU 
und bis 2050 auf alle Ökosysteme erstrecken, bei denen eine Wiederherstellung erforderlich ist. Um diese Ziele auf 
nationaler Ebene zu erreichen, müssten die Mitgliedstaaten eigene Wiederherstellungspläne ausarbeiten, die von 
der Kommission bewertet würden. 

Zwar findet die Wiederherstellung der Natur in der Öffentlichkeit große Zustimmung, jedoch äußerten 
Interessenträger Bedenken hinsichtlich der Durchsetzbarkeit und Erreichbarkeit der Ziele, der wirtschaftlichen und 
sozialen Auswirkungen, des Schutzes von Eigentumsrechten und der finanziellen Unterstützung der 
Wiederherstellung. 

Über den Vorschlag wird gegenwärtig im Parlament und im Rat beraten. Im Parlament wurde das Dossier dem 
Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (ENVI) zugewiesen, der am 
12. Juli 2022 César Luena als Berichterstatter benannte. Der ENVI-Ausschuss wird den Berichtsentwurf des 
Berichterstatters voraussichtlich im Januar 2023 erörtern. 

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Wiederherstellung der Natur 

Federführender 
Ausschuss: 
Berichterstatter: 
Schattenberichterstatter: 

Umweltfragen, öffentliche Gesundheit 
und Lebensmittelsicherheit (ENVI) 
César Luena (S&D, Spanien)  
Christine Schneider (PPE, Deutschland) 
María Soraya Rodrígues Ramos (Renew, 
Spanien) 
Jutta Paulus (Verts/ALE, Deutschland) 
Alexandr Vondra (ECR, Tschechien) 
Mick Wallace (The Left, Irland) 

COM(2022)0304 
 
22.6.2022 
2022/0195(COD) 
 
Ordentliches 
Gesetzgebungsverfahren 
(COD) (Parlament und Rat 
sind gleichberechtigt – früher 
„Mitentscheidungsverfahren“) 

Voraussichtliche nächste 
Schritte:  

Veröffentlichung eines Berichtsentwurfs 



EPRS | Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments 

2 

Einführung 
Die Wiederherstellung von Ökosystemen im Sinne der VN-Dekade zur Wiederherstellung von 
Ökosystemen umfasst ein breites Spektrum von Maßnahmen, die einzeln oder gemeinsam ergriffen 
werden, um geschädigte Ökosysteme wiederherzustellen. Diese Maßnahmen lassen sich grob in 
vier Kategorien unterteilen: 1) Eindämmung der nachteiligen Auswirkungen auf Umwelt und 
Gesellschaft (z. B. Umweltverschmutzung, nicht nachhaltige Nutzung von Ressourcen); 2) Sanierung 
(d. h. Beseitigung von Kontaminanten, Schadstoffen und anderen Bedrohungen); 
3) Wiederherstellung von Ökosystemfunktionen und -leistungen in stark veränderten Gebieten (die 
beispielsweise für die Produktion oder menschliche Siedlungen genutzt werden); 4) ökologische 
Wiederherstellung, die darauf abzielt, ein geschädigtes Ökosystem auf den Weg der Erholung zu 
bringen, indem zum einen seine Anpassung an lokale und globale Veränderungen und zum 
anderen der Fortbestand und die Evolution der das Ökosystem bildenden Arten ermöglicht werden. 

Die Europäische Union (EU) verfügt über einen umfassenden Rechtsrahmen für den Schutz der 
Natur. In jüngster Zeit haben jedoch Bewertungen ergeben, dass EU-weit eine deutliche 
Verbesserung des Zustands der Ökosysteme erforderlich ist, um dem Biodiversitätsverlust Einhalt 
zu gebieten, für das Wohlergehen der Menschen unverzichtbare Ökosystemleistungen zu sichern 
und den Klimaschutz sowie die Anpassung an den Klimawandel zu fördern. Im Rahmen der EU-
Biodiversitätsstrategie für 2030, die einen der Eckpfeiler des europäischen Grünen Deals bildet, hat 
die Kommission zugesagt, einen ehrgeizigen EU-Plan zur Wiederherstellung der Natur zu 
entwickeln. Ein zentrales Element dieses Plans ist ein Vorschlag für rechtsverbindliche EU-Ziele für 
die Wiederherstellung der Natur, um geschädigte Ökosysteme wiederherzustellen, insbesondere 
jene, die das größte Potenzial für die Abscheidung und Speicherung von CO2 sowie für die 
Verhinderung und Eindämmung der Auswirkungen von Naturkatastrophen aufweisen. In ihrer 
vorherigen Biodiversitätsstrategie hatte sich die EU im Einklang mit ihrer globalen Verpflichtung aus 
dem VN-Übereinkommen über die biologische Vielfalt (Aichi-Ziel 15) das freiwillige Ziel gesetzt, bis 
2020 mindestens 15 % der geschädigten Ökosysteme wiederherzustellen. Dieses Ziel wurde nicht 
erreicht. Studien zufolge wurden in allen Mitgliedstaaten Wiederherstellungsmaßahmen ergriffen, 
allerdings auf einem deutlich niedrigeren Niveau als es für die Erreichung des gesteckten Ziels 
erforderlich gewesen wäre.1 Als einer der Gründe 
für das Scheitern der Wiederherstellung der 
Ökosysteme wurde die Freiwilligkeit des Ziels 
genannt.2 

Am 22. Juni 2022 legte die Kommission einen 
Vorschlag für eine Verordnung über die 
Wiederherstellung der Natur sowie einen 
Vorschlag für die Überarbeitung der geltenden 
Vorschriften über die nachhaltige Verwendung 
von Pflanzenschutzmitteln vor. 

Aktuelle Situation 
Der EU-Rahmen für den Naturschutz basiert auf 
zwei wesentlichen Rechtsvorschriften: der 
Vogelschutzrichtlinie und der Habitat-Richtlinie, 
die zusammen gemeinhin als 
„Naturschutzrichtlinien“ bezeichnet werden. Das 
Ziel der Vogelschutzrichtlinie ist die Erhaltung der 
Bestände von mehr als 460 in der EU 
wildlebenden Vogelarten. Nach der Richtlinie 
müssen für eine Reihe bedrohter Arten sowie für Zugvogelarten besondere Schutzmaßnahmen 
ergriffen werden (vgl. Kasten), während für bestimmte andere Arten eine nachhaltige Nutzung 

So nimmt Natura 2000 Gestalt an 

Nach Artikel 4 der Vogelschutzrichtlinie müssen die 
Mitgliedstaaten „Schutzgebiete“ ausweisen, um die in 
Anhang I der Richtlinie aufgeführten Vogelarten sowie 
Zugvogelarten zu schützen. Nach den Artikeln 3 und 4 
der Habitat-Richtlinie müssen die Mitgliedstaaten 
zunächst „Gebiete von gemeinschaftlicher 
Bedeutung“ für die Lebensraumtypen des Anhangs I 
und die Arten des Anhangs II der Richtlinie 
vorschlagen. Diese Gebiete müssen sie anschließend 
als „besondere Schutzgebiete“ ausweisen. 
Schutzgebiete, Gebiete von gemeinschaftlicher 
Bedeutung und besondere Schutzgebiete bilden 
gemeinsam das Netz „Natura 2000“. Ende 2021 
umfasste dieses Netz mehr als 27 000 Gebiete in der 
EU-27 und erstreckte sich auf etwa 18,6 % bzw. 9 % der 
gesamten Land- und Meeresgebiete der EU. 

Quellen: EIONET; Natura 2000 Barometer. 

https://www.fao.org/3/cb6591en/cb6591en.pdf
https://www.decadeonrestoration.org/
https://www.decadeonrestoration.org/
https://cdn.ymaws.com/www.ser.org/resource/resmgr/custompages/publications/ser_publications/ser_primer.pdf
https://cdn.ymaws.com/www.ser.org/resource/resmgr/custompages/publications/ser_publications/ser_primer.pdf
https://onlinelibrary.wiley.com/doi/10.1111/rec.13035
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_BRI(2021)690653
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1590574123338&uri=CELEX:52020DC0380
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1590574123338&uri=CELEX:52020DC0380
https://dopa.jrc.ec.europa.eu/kcbd/actions-tracker/#EU%20NATURE%20RESTORATION%20PLAN
https://www.eea.europa.eu/publications/carbon-stocks-and-sequestration-rates/carbon-stocks-and-sequestration-in
https://www.cbd.int/
https://www.cbd.int/aichi-targets/target/15
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:52022PC0304
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:52022PC0304
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:52022PC0305
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32009L0147
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:31992L0043
https://www.eea.europa.eu/help/glossary/eea-glossary/site-of-community-importance
https://www.eea.europa.eu/help/glossary/eea-glossary/site-of-community-importance
https://ec.europa.eu/environment/nature/natura2000/sites_hab/index_en.htm
https://www.eionet.europa.eu/etcs/etc-bd/activities/building-the-natura-2000-network
https://www.eea.europa.eu/data-and-maps/dashboards/natura-2000-barometer#:%7E:text=The%20Natura%202000%20Barometer%20provides,by%20the%20end%20of%202021).
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zulässig ist. Mit Blick auf die Wiederherstellung ist in Artikel 3 eine allgemeine Verpflichtung der 
Mitgliedstaaten festgelegt, für alle diese Vogelarten eine ausreichende Vielfalt und eine 
ausreichende Flächengröße der Lebensräume zu erhalten oder wiederherzustellen (dies schließt 
beispielsweise die Wiederherstellung zerstörter Lebensstätten ein). Gemäß der Habitat-Richtlinie, 
mit der Natura 2000, das EU-weite Netz von Naturschutzgebieten, geschaffen wurde, müssen 
Maßnahmen ergriffen werden, um „einen günstigen Erhaltungszustand3 der natürlichen 
Lebensräume und wildlebenden Tier- und Pflanzenarten von gemeinschaftlichem Interesse zu 
bewahren oder wiederherzustellen“. Unter die Richtlinie fallen 1389 Arten (aufgeführt in ihren 
Anhängen II, IV und V) sowie 233 seltene und charakteristische Lebensraumtypen (aufgeführt in 
ihrem Anhang I). Einige dieser Lebensräume, insbesondere Grünland, Hartlaubvegetation und 
gemäßigte Heidevegetation, sind von zentraler Bedeutung für bestäubende Insekten. Zudem sind 
nach der Habitat-Richtlinie ausgewählte Bestäuberarten unmittelbar geschützt, darunter einige 
Schmetterlinge. 

Die Süßwasser- und Meeresökosysteme unterliegen zwar den Naturschutzvorschriften, jedoch 
gelten für sie eigene Richtlinien, die darauf abzielen, sie in einen guten Zustand zu versetzen. Nach 
der Wasserrahmenrichtlinie (WRR) müssen alle Oberflächenwasserkörper – Seen, Flüsse, 
Übergangsgewässer und Küstengewässer – und Grundwasserkörper bis 2015 einen „guten“ 
Zustand4 erreichen, sofern es keine Gründe für eine Ausnahme gibt. Diese Frist kann höchstens bis 
2027 verlängert werden. Die 
Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie 
(MSRR), die gegenwärtig überarbeitet 
wird, zielt darauf ab, bis zum Jahr 2020 
einen „guten Umweltzustand“5 aller 
Meeresgewässer der EU zu erreichen oder 
zu erhalten. Nach dieser Richtlinie müssen 
die Mitgliedstaaten Meeresstrategien 
entwickeln und umsetzen, um 
insbesondere die Meeresumwelt zu 
schützen, ihre Verschlechterung zu 
verhindern oder, wo durchführbar, 
Meeresökosysteme in Gebieten, in denen 
sie geschädigt wurden, 
wiederherzustellen. 

Daneben gibt es 
Querschnittsinstrumente, die für die 
Wiederherstellung der Natur relevant 
sind, darunter die Verordnung über invasive gebietsfremde Arten, nach der die Mitgliedstaaten 
Wiederherstellungsmaßnahmen durchführen müssen, um die Erholung eines Ökosystems zu 
fördern, das durch invasive gebietsfremde Arten von unionsweiter Bedeutung beeinträchtigt, 
geschädigt oder zerstört wurde (sofern nicht anhand einer Kosten-Nutzen-Analyse belegt wird, dass 
die Kosten in keinem angemessenen Verhältnis zu den erzielten Nutzen stünden). In der 
Umwelthaftungsrichtlinie wird auf der Grundlage des Verursacherprinzips ein Rahmen zur 
Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden (d. h. der Schädigung geschützter Arten und 
natürlicher Lebensräume sowie der Gewässer und des Bodens) festgelegt. 

Abbildung 1: Anteile der Landökosysteme, EU-28, 2018 

 

Quelle: GFS: EU ecosystem assessment. Summary for 
policymakers, 2021, S. 26 

https://ec.europa.eu/environment/nature/natura2000/index_en.htm
https://www.eea.europa.eu/ims/conservation-status-of-species-under
https://www.eea.europa.eu/ims/conservation-status-of-habitats-under
https://www.researchgate.net/publication/344630093_Report_for_a_list_of_Annex_I_habitat_types_important_for_Pollinators
https://www.researchgate.net/publication/344630093_Report_for_a_list_of_Annex_I_habitat_types_important_for_Pollinators
https://natureconservation.pensoft.net/articles.php?id=1326
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32000L0060
https://www.eea.europa.eu/ims/ecological-status-of-surface-waters
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32008L0056
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12898-Schutz-der-Meeresumwelt-Uberprufung-der-EU-Vorschriften_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1417443504720&uri=CELEX:32014R1143
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32004L0035
https://environment.ec.europa.eu/law-and-governance/compliance-assurance/environmental-liability_en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52021XC0407(01)&qid=1617956961808#ntr22-C_2021118EN.01000101-E0022
https://publications.jrc.ec.europa.eu/repository/handle/JRC123783


EPRS | Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments 

4 

Unlängst vorgenommene Bewertungen6 haben gezeigt, dass die Mitgliedstaaten noch weit davon 
entfernt sind, die Ziele der Richtlinien zu erreichen.7 Die Europäische Umweltagentur stellte in ihrer 
2020 durchgeführten 
Bewertung des Zustands der 
Natur fest, dass ein großer Teil 
der nach der Habitat-Richtlinie 
geschützten Lebensräume in 
einem unzureichenden oder 
schlechten Zustand ist (81 %). 
EU-weit ist bei mehr als einem 
Drittel der Lebensräume, die 
sich in einem ungünstigen 
Zustand befinden, eine weitere 
Verschlechterung zu 
beobachten. In ihrem Bericht 
über den ersten 
Umsetzungszyklus der 
Meeresstrategie-
Rahmenrichtlinie erachtete die 
Kommission die Erreichung 
eines guten Umweltzustands 
aller EU-Meeresgewässer bis 
2020 für unwahrscheinlich. 
Was die Süßwasserumwelt 
betrifft, so weisen bislang 36 % der Wasserkörper einen guten chemischen Zustand und 39 % einen 
guten ökologischen Zustand im Sinne der Wasserrahmenrichtlinie auf. Die unter der Federführung 
der Gemeinsamen Forschungsstelle (GFS) durchgeführte EU-weite Bewertung der Land-, 
Süßwasser- und Meeresökosysteme ergab, dass der tatsächliche Zustand der unter die EU-
Rechtsvorschriften fallenden Ökosysteme nach wie vor weitgehend ungünstig ist. Zugleich wurden 
in dem Bericht große Lücken in den Rechtsvorschriften zum Schutz der Landökosysteme 
festgestellt. Städtische Ökosysteme sowie Ackerflächen und Wälder sind am wenigsten geschützt 
(Tabelle 1), wobei die beiden Letzteren in der EU die dominierenden Ökosystemtypen darstellen 
(vgl. Abbildung 1). In dem Bericht wird darauf hingewiesen, dass diese Ökosysteme bei einer 
nachhaltigen Bewirtschaftung erheblich (aufgrund ihrer Größe) zur EU-weiten Erhaltung der 
biologischen Vielfalt sowie der Ökosysteme und deren Leistungen beitragen können. 

Ausgangsposition des Parlaments 
In seiner im Januar 2020 angenommenen Entschließung zur COP15 des Übereinkommens über die 
biologische Vielfalt forderte das Europäische Parlament ein EU-weites rechtlich bindendes Ziel zur 
Wiederherstellung geschädigter Lebensräume bis 2030 durch die Wiederherstellung natürlicher 
Wälder, Moore, Überschwemmungsgebiete, Feuchtgebiete, Grünlandflächen mit großer 
biologischer Vielfalt, Küsten- und Meeresgebiete und bedauerte, dass mit der Strategie der EU zur 
Erhaltung der biologischen Vielfalt das für 2020 gesetzte Ziel, 15 % der geschädigten Ökosysteme 
wiederherzustellen, nicht erreicht wurde. Es forderte die Kommission auf, von freiwilligen 
Verpflichtungen Abstand zu nehmen und eine anspruchsvolle und inkludierende Strategie 2030 zur 
Erhaltung der biologischen Vielfalt vorzuschlagen, in der rechtlich bindende Ziele für die EU und 
ihre Mitgliedstaaten festgelegt werden und die auch spezifische Ziele zur Ausweisung von 
mindestens 30 % ihrer jeweiligen Land- und Meeresflächen als Land- bzw. Meeresschutzgebiete 
und zur Wiederherstellung von mindestens 30 % der geschädigten Ökosysteme auf der Ebene der 
EU bis 2030 enthält.  

In seiner im Juni 2021 angenommenen Entschließung zur EU-Biodiversitätsstrategie für 2030 
begrüßte das Parlament die Verpflichtung der Kommission, einen Legislativvorschlag zum EU-Plan 

Tabelle 1 – Anteile (Fläche) der EU-Ökosystemtypen, die unter die 
Habitat-Richtlinie, die WRR und die MSRR fallen bzw. innerhalb des 
Natura-2000-Netzes liegen 

 

Quelle: GFS: EU ecosystem assessment. Summary for policymakers, 2021, 
S. 26. Bei den Feuchtgebieten wurde für die Analyse der erweiterte Layer 
herangezogen. 

https://www.eea.europa.eu/themes/biodiversity/state-of-nature-in-the-eu
https://www.eea.europa.eu/themes/biodiversity/state-of-nature-in-the-eu/habitats-and-species-latest-status
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52020DC0259
https://publications.jrc.ec.europa.eu/repository/handle/JRC120383
https://publications.jrc.ec.europa.eu/repository/handle/JRC123783
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2020-0015_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2021-0277_DE.html
https://publications.jrc.ec.europa.eu/repository/handle/JRC123783
https://biodiversity.europa.eu/ecosystems/wetlands
https://sdi.eea.europa.eu/catalogue/idp/api/records/5fc1b45a-715a-466e-b576-1be0ced40e2a
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zur Wiederherstellung der Natur, einschließlich verbindlicher Wiederherstellungsziele, zu 
entwerfen. Zudem bekräftigte es seine Forderung nach einem Wiederherstellungsziel von 
mindestens 30 % der Land- und Meeresflächen der EU, das von jedem Mitgliedstaat in seinem 
gesamten Hoheitsgebiet – in den Schutzgebieten und außerhalb der Schutzgebiete – auf der 
Grundlage der Biodiversitätserfordernisse und Anforderungen der Ökosysteme sowie unter 
Berücksichtigung der spezifischen Merkmale des betreffenden Landes umfassend umgesetzt 
werden sollte. Das Parlament unterstrich, dass zusätzlich zu einem Gesamtwiederherstellungsziel 
der Legislativvorschlag ökosystem-, lebensraum- und artenspezifische Ziele auf der Ebene der EU 
und der Mitgliedstaaten basierend auf ihren Ökosystemen umfassen sollte, wobei der Schwerpunkt 
auf Ökosystemen für den doppelten Zweck der Wiederherstellung der biologischen Vielfalt und der 
Eindämmung des Klimawandels und der Anpassung an den Klimawandel liegen sollte. Es betonte, 
dass nach der Wiederherstellung keine Verschlechterung der Ökosysteme zugelassen werden sollte. 
Das Parlament forderte, dass Fortschritte bei den Wiederherstellungszielen regelmäßig sowohl auf 
nationaler als auch auf EU-Ebene bewertet werden, auch unter Berücksichtigung von 
Zwischenzielen bis zur Erreichung der Ziele für 2030. 

Das Parlament hob ferner hervor, dass positive Anreize und Verfahren der Bürgerbeteiligung 
entwickelt werden sollten, um das Engagement für die Wiederherstellung der biologischen Vielfalt 
zu verbessern. Es betonte nachdrücklich, dass die Ziele der EU zur Wiederherstellung der Natur 
vollständig in andere damit verbundene politische Maßnahmen und Strategien eingebunden 
werden müssen. Es forderte die Kommission und die Mitgliedstaaten mit Nachdruck auf, die GAP-
Strategiepläne für die Umsetzung der Ziele der Biodiversitätsstrategie für 2030 und der Strategie 
„Vom Hof auf den Tisch“ zu nutzen, und betonte, dass angemessene Finanzmittel für die 
Wiederherstellung vorgesehen werden sollten. 

Ausgangsposition des Rates 
In seinen Schlussfolgerungen vom Dezember 2019 zur Vorbereitung des globalen Rahmens für die 
biologische Vielfalt für die Zeit nach 2020 nach dem Übereinkommen über die biologische Vielfalt 
betonte der Rat, wie wichtig es ist, umgehend zusätzliche Verpflichtungen einzugehen, um den 
Verlust an biologischer Vielfalt zu stoppen, die Land-, Süßwasser-, Feuchtgebiet- und 
Meeresökosysteme innerhalb und außerhalb von Naturschutzgebieten zu schützen und 
wiederherzustellen sowie die Naturschutzvorschriften der EU vollständig umzusetzen. In seinen 
Schlussfolgerungen vom Oktober 2020 zum Thema „Biologische Vielfalt – dringender 
Handlungsbedarf“ bekräftigte der Rat in dem Bewusstsein, dass es von entscheidender Bedeutung 
sein wird, die weitere Verschlechterung des derzeitigen Zustands der biologischen Vielfalt und der 
Natur zu verhindern, dies aber nicht ausreichen wird, dass mehr Engagement für die 
Wiederherstellung der Natur notwendig ist, wie im neuen EU-Plan zur Wiederherstellung der Natur 
vorgeschlagen wird. Der Rat erklärte zudem, dass er einen Vorschlag für rechtsverbindliche Ziele für 
die Wiederherstellung der Natur, der einer Folgenabschätzung unterzogen wird, erwartet. 

Vorbereitung des Vorschlags 
Der Vorschlag stützt sich auf eine Folgenabschätzung. Diese Folgenschätzung basiert auf einer 
Reihe wissenschaftlicher Berichte und Veröffentlichungen, Konsultationen von Interessenträgern 
und Bewertungen geltender Rechtsvorschriften und laufender Strategien, wie beispielsweise der 
Bewertung der EU-Biodiversitätsstrategie bis 2020 („Evaluation of the EU Biodiversity Strategy to 
2020“), und den jeweiligen Eignungsprüfungen der EU-Naturschutzrichtlinien und der 
Wasserrahmenrichtlinie. Im Zuge der Folgenabschätzung wurde eine Reihe von Mängeln und 
Lücken im geltenden Rechtsrahmen ermittelt und festgestellt, dass es keinen umfassenden Ansatz 
gibt, um die Wiederherstellung wirksam in Angriff zu nehmen. So sind beispielsweise in den 
Naturschutzrichtlinien keine Fristen für die Erhaltung oder Wiederherstellung eines günstigen 
Erhaltungszustands von Lebensräumen und Arten festgelegt. Zudem fehlen in den genannten 
Richtlinien spezifische Anforderungen für die Wiederherstellung von Ökosystemen außerhalb des 

https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-15272-2019-INIT/de/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-11829-2020-INIT/de/pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=SWD:2022:167:FIN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/HTML/?uri=CELEX:52022SC0284
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/HTML/?uri=CELEX:52022SC0284
https://ec.europa.eu/environment/nature/legislation/fitness_check/docs/nature_fitness_check.pdf
https://ec.europa.eu/environment/water/fitness_check_of_the_eu_water_legislation/documents/Water%20Fitness%20Check%20-%20SWD(2019)439%20-%20web.pdf
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Natura-2000-Netzes.8 Das Fehlen spezifischer Maßnahmen oder Ziele sowie die unzureichende 
Präzision der Überwachung bestimmter Lebensräume oder Arten stehen der Erreichung eines 
guten Umweltzustands der Meeresgewässer nach der MSRR entgegen. Die Schwierigkeiten bei der 
Erreichung eines guten Zustands der Oberflächengewässer nach der WRR sind teilweise darauf 
zurückzuführen, dass der Zustand der Wasserkörper durch die diffuse Verschmutzung (wie etwa 
durch Nitrate und Pestizide) aus den umliegenden Lebensräumen beeinträchtigt wird. Die 
Wiederherstellung und der Schutz dieser Lebensräume würde dazu beitragen, dass zügiger 
Fortschritte erzielt werden. Ein weiterer Aspekt besteht darin, dass sich aus der WRR keine 
zwangsläufige Verpflichtung ergibt, Hindernisse zu beseitigen, die die natürliche Vernetzung von 
Fluss-/Seensystemen beeinträchtigen können.9 Viele Landökosysteme (wie beispielsweise 
Feuchtgebiete und Überschwemmungsflächen) und mehrere durch die Naturschutzrichtlinien 
geschützte Lebensräume und Arten sind jedoch auf einen möglichst natürlichen Zustand der 
aquatischen Ökosysteme (frei fließende Flüsse) angewiesen. Darüber hinaus ergab die EU-
Ökosystembewertung („EU ecosystem assessment“), dass zahlreiche Ökosysteme, die riesige 
Flächen des Gebiets der EU ausmachen, nicht umfassend durch Rechtsvorschriften abgedeckt sind. 
Gleiches gilt für Bestäuber. 

In der Folgenabschätzung wurden vier Optionen für die Beseitigung dieser Mängel geprüft. Bei 
Option 1 (Basisszenario) werden die EU-Biodiversitätsstrategie für 2030 und die einschlägigen 
Strategien der EU und der Mitgliedstaaten umgesetzt, und es werden keine rechtsverbindlichen 
Wiederherstellungsziele eingeführt. Bei Option 2 wird ein übergeordnetes rechtsverbindliches Ziel 
für die Wiederherstellung von Ökosystemen in der EU bis 2050 festgelegt. Bei Option 3 werden 
ökosystemspezifische rechtsverbindliche Ziele und Verpflichtungen zur Wiederherstellung einer 
ganzen Reihe von Ökosystemen bis 2030, 2040 und 2050 eingeführt. Für diejenigen Ökosysteme, 
für die noch keine ausreichenden Daten vorliegen, können mithilfe einer EU-weiten Methodik zur 
Datenerfassung zu einem späteren Zeitpunkt weitere Ziele eingeführt werden. Bei Option 4 werden 
die Optionen 2 und 3 kombiniert, d. h., es werden sowohl ein übergeordnetes Ziel zur Förderung 
des Gesamtfortschritts als auch rechtsverbindliche ökosystemspezifische Zielvorgaben festgelegt. 
Option 4 wird bevorzugt. 

Im Rahmen der zur Vorbereitung der Folgenabschätzung und des Vorschlags durchgeführten 
Konsultationen (dargelegt in Anhang II der Folgenabschätzung) wurde eine Folgenabschätzung in 
der Anfangsphase veröffentlicht, in deren Rahmen vom 4. November bis zum 2. Dezember 2020 
Rückmeldungen eingereicht werden konnten (132 Antworten). Des Weiteren wurden eine 
öffentliche Online-Konsultation (12. Januar bis 5. April 2021) sowie zwischen November 2020 und 
September 2021 fünf Online-Workshops mit Interessenträgern durchgeführt. Bei der öffentlichen 
Online-Konsultation gingen 111 842 Antworten ein. Ein großer Teil der Antworten (93,5 %) wurde 
im Rahmen der Kampagne #RestoreNature mobilisiert, die von einem Bündnis von NGO organisiert 
wurde. Von den 7371 Antworten, die unabhängig von der Kampagne eingingen, wurden 76 % von 
EU-Bürgerinnen und -Bürgern, 11 % von Unternehmen/Organisationen, 4 % von staatlichen Stellen 
und 2 % von NGO eingereicht. Der Analyse der Kommission zufolge teilten die Interessenträger die 
Auffassung, dass in puncto Wiederherstellung und in rechtlicher Hinsicht viel mehr getan werden 
muss. Im Rahmen der öffentlichen Konsultation fanden sowohl ein übergeordnetes 
Wiederherstellungsziel als auch ökosystemspezifische EU-Zielvorgaben überwältigende 
Unterstützung. Einige Interessenträger, darunter jene, die täglich mit natürlichen Ressourcen und 
Lebensräumen arbeiten (insbesondere Forstwirte und einige Landnutzer) stellten jedoch den 
Mehrwert zusätzlicher Rechtsvorschriften infrage. 

Der EPRS erarbeitet gegenwärtig eine erste Bewertung der Folgenabschätzung der Kommission. 

https://publications.jrc.ec.europa.eu/repository/handle/JRC120383
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=SWD:2022:0168:FIN
https://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:01891e84-f5e2-11ec-b976-01aa75ed71a1.0001.02/DOC_3&format=PDF
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12596-Schutz-der-biologischen-Vielfalt-Ziele-fur-die-Wiederherstellung-der-Natur-im-Rahmen-der-EU-Biodiversitatsstrategie_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12596-Protecting-biodiversity-nature-restoration-targets-under-EU-biodiversity-strategy/public-consultation_de
https://www.restorenature.eu/en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=SWD:2022:0168:FIN
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Mit dem Vorschlag verbundene Änderungen 
In der vorgeschlagenen Verordnung wird ein gemeinsames, übergreifendes Ziel festgelegt, das die 
Union anstreben sollte: Insgesamt sollten sich die Wiederherstellungsmaßnahmen bis 2030 auf 
mindestens 20 % der Land- und Meeresgebiete der EU und bis 2050 auf alle Ökosysteme erstrecken, 
bei denen eine Wiederherstellung erforderlich ist. Dies entspricht dem Kernziel der EU-
Biodiversitätsstrategie, demzufolge bis 2050 alle Ökosysteme wiederhergestellt werden, ihre 
Widerstandsfähigkeit wiedererlangen und gebührend geschützt werden sollen und sich Europas 
biologische Vielfalt als Etappenziel bis 2030 auf dem Wege der Erholung befinden soll. Um dieses 
übergeordnete Ziel zu erreichen, wird eine Reihe verbindlicher ökosystemspezifischer Ziele 
festgelegt, in denen konkret vorgegeben ist, was die Mitgliedstaaten bis zu welchem Zeitpunkt 
erreichen müssen. Die Mitgliedstaaten müssten nationale Wiederherstellungspläne erstellen, in 
denen sie erläutern, wie diese Ziele auf nationaler Ebene erreicht werden können, und die 
Bewertung des Zustands, die Planung der Widerherstellung, die Berichterstattung und die 
Finanzierung darlegen. 

Die Ziele und Verpflichtungen für die Wiederherstellung von Ökosystemen und die Erhaltung ihres 
guten Zustands sollen die geltenden Rechtsinstrumente ergänzen. Im Rahmen des gewählten 
Ansatzes werden zunächst Ziele für die Ökosysteme festgelegt, für die Datenerfassungs- und 
Überwachungsmechanismen verfügbar sind. Hierzu zählen die in Anhang I der Habitat-Richtlinie 
aufgeführten Lebensraumtypen sowie die Lebensräume der unter die Vogelschutz- und die Habitat-
Richtlinie fallenden Arten.10 Für andere Ökosysteme, für die die Datenerfassungs- und 
Überwachungsmechanismen bisher nicht vollständig entwickelt sind (wie etwa Agrarökosysteme 
und Waldlebensräume, die nicht in Anhang I der Habitat-Richtlinie aufgeführt sind), müssten die 
Mitgliedstaaten bei einigen wesentlichen Biodiversitätsindikatoren eine positive Entwicklung 
erreichen. Zugleich ist ein Verfahren zur Entwicklung einer EU-weiten Methode zur Bewertung des 
Zustands dieser Ökosysteme vorgesehen, sodass zu einem späteren Zeitpunkt (durch eine 
Änderung der Verordnung) zusätzliche spezifische Wiederherstellungsziele festgelegt werden 
könnten. 

Wesentliche Begriffsbestimmungen in der vorgeschlagenen Verordnung 

Wiederherstellung: Prozess der aktiven oder passiven Unterstützung der Erholung eines Ökosystems in 
Richtung oder zur Erreichung eines guten Zustands eines Lebensraumtyps bis zum besten erreichbaren 
Zustand gegenüber seinem einen günstigen Zustand aufweisenden Bezugsgebiet, eines Lebensraums einer 
Art in ausreichender Qualität und Quantität oder von Artenpopulationen auf einem zufriedenstellenden 
Niveau, um die biologische Vielfalt und die Widerstandsfähigkeit der Ökosysteme zu erhalten oder zu 
verbessern. 

Guter Zustand: Zustand, in dem die wesentlichen Merkmale eines Ökosystems, nämlich der physikalische, 
chemische, die Zusammensetzung betreffende, strukturelle und funktionelle Zustand, sowie die Merkmale 
der Land- und Seegebiete ein hohes Maß an ökologischer Integrität, Stabilität und Widerstandsfähigkeit 
aufweisen, das erforderlich ist, um die langfristige Erhaltung eines Ökosystems zu gewährleisten. 

Einen günstigen Zustand aufweisendes Bezugsgebiet: das gesamte Gebiet eines Lebensraumtyps in einer 
bestimmten biogeografischen Region oder Meeresregion auf nationaler Ebene, das als das erforderliche 
Mindestmaß anzusehen ist, um die langfristige Lebensfähigkeit des Lebensraumtyps und der dort lebenden 
Arten zu gewährleisten, sowie alle erheblichen ökologischen Veränderungen seiner natürlichen Ausbreitung. 
Es umfasst das natürliche Verbreitungsgebiet des Lebensraumtyps und, falls dieses nicht ausreicht, das zur 
erneuten Etablierung des Lebensraumtyps erforderliche Gebiet.  

Ausreichende Qualität/Quantität des Lebensraums: die Qualität/Quantität des Lebensraums einer Art, die 
es ermöglicht, die ökologischen Erfordernisse einer Art in jedem Stadium ihres Lebenskreislaufs zu erfüllen, 
sodass diese Art ein lebensfähiges Element ihres Lebensraums in seinem natürlichen Verbreitungsgebiet 
bildet und langfristig weiterhin bilden wird. 

https://www.eea.europa.eu/data-and-maps/figures/biogeographical-and-marine-regions-in
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Ökosystemspezifische Ziele und Verpflichtungen 
Land-, Küsten- und Süßwasserökosysteme (Artikel 4) 
Die Mitgliedstaaten müssten Wiederherstellungsmaßnahmen ergreifen, um: 

 die geschädigten Flächen der in Anhang I des Vorschlags (und der Habitat-
Richtlinie)11 aufgeführten Lebensraumtypen in einen guten Zustand zu versetzen, 
wobei alle erforderlichen Wiederherstellungsmaßnahmen bis 2030 für mindestens 
30 %, bis 2040 für mindestens 60 % und bis 2050 für mindestens 90 % der 
geschädigten Flächen jeder Gruppe von Lebensraumtypen zu ergreifen wären; 

 die in Anhang I aufgeführten Lebensraumtypen bis 2030 auf mindestens 30 %, bis 
2040 auf mindestens 60 % und bis 2050 auf 100 % der zusätzlichen Gesamtfläche 
erneut zu etablieren, die erforderlich ist, um das für ihre langfristige Lebensfähigkeit 
erforderliche Gebiet (d. h. das einen günstigen Zustand aufweisende Bezugsgebiet) 
zu erreichen; 

 die Qualität und Quantität der Lebensräume der in der Habitat- und der 
Vogelschutzrichtlinie aufgeführten Arten zu verbessern, auch durch ihre erneute 
Etablierung, und um die Vernetzung zu verbessern, bis eine ausreichende Qualität 
und Quantität dieser Lebensräume erreicht ist. 

Bei den Wiederherstellungsmaßnahmen sollte die Notwendigkeit einer besseren Vernetzung 
zwischen den in Anhang I aufgeführten Lebensraumtypen berücksichtigt und den ökologischen 
Erfordernissen der geschützten Arten, die in diesen Lebensraumtypen vorkommen, Rechnung 
getragen werden. Die Mitgliedstaaten müssten sicherstellen, dass die Gebiete, die 
Wiederherstellungsmaßnahmen unterliegen, eine kontinuierliche Verbesserung des Zustands 
aufweisen und sich der Zustand der Ökosysteme vor und nach der Wiederherstellung nicht 
verschlechtert, wobei diesbezüglich bestimmte Ausnahmen möglich sind. Die Nichteinhaltung 
dieses Verschlechterungsverbots wäre gerechtfertigt, wenn sie auf Folgendes zurückzuführen wäre: 
höhere Gewalt, unumgängliche Veränderungen des Lebensraums, die unmittelbar durch den 
Klimawandel verursacht werden, oder einen Plan oder ein Projekt, der bzw. das gemäß Artikel 6 
Absatz 4 der Habitat-Richtlinie genehmigt wurde (bei Natura-2000-Gebieten), oder einen Plan oder 
ein Projekt von überwiegendem öffentlichen Interesse, für den bzw. das keine weniger schädlichen 
Alternativlösungen zur Verfügung stehen, wobei dies auf Einzelfallbasis zu bestimmen ist 
(außerhalb von Natura-2000-Gebieten). 

Meeresökosysteme (Artikel 5) 
In Artikel 5 werden dieselben Wiederherstellungsziele und -verpflichtungen festgelegt wie in 
Artikel 4, jedoch für andere Meereslebensräume und Arten, die nicht unter die Habitat-Richtlinie 
fallen (beispielsweise weiche Sedimente, Haie und Rochen, die sonst unter das Übereinkommen zur 
Erhaltung der wandernden wildlebenden Tierarten fallen). Diese Lebensräume und Arten sind in 
den Anhängen II12 bzw. III der vorgeschlagenen Verordnung aufgeführt. 

Städtische Ökosysteme (Artikel 6) 
Die Mitgliedstaaten müssten sicherstellen, dass: 

 bis 2030 in allen Städten sowie kleineren Städten und Vororten kein Nettoverlust an 
städtischer Grünfläche13 und städtischer Baumüberschirmung gegenüber 2021 zu 
verzeichnen ist; 

 die nationale Gesamtfläche städtischer Grünflächen bis 2040 um mindestens 3 % 
und bis 2050 um mindestens 5 % vergrößert wird; 

 sich die städtische Baumüberschirmung in allen Städten sowie kleineren Städten 
und Vororten bis 2050 auf mindestens 10 % beläuft; 

https://ec.europa.eu/environment/nature/natura2000/management/guidance_en.htm
https://ec.europa.eu/environment/nature/natura2000/management/guidance_en.htm
https://www.cms.int/en/species
https://www.cms.int/en/species
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 ein Nettogewinn an städtischer Grünfläche, die in allen Städten sowie kleineren 
Städten und Vororten in bestehende und neue Gebäude sowie 
Infrastrukturentwicklungen integriert wird, erreicht wird. 

Vernetzung von Flüssen und damit verbundene Überschwemmungsflächen 
(Artikel 7) 
Die Mitgliedstaaten müssten Hindernisse für die Vernetzung von Oberflächengewässern ermitteln 
und beseitigen, um zu den Wiederherstellungszielen gemäß Artikel 4 (für Flusslebensräume 
und -ökosysteme, z. B. Überschwemmungsflächen) und zu dem in der EU-Biodiversitätsstrategie 
festgelegten Ziel der Umwandlung von mindestens 25 000 Flusskilometern in der EU in frei 
fließende Flüsse bis 2030 beizutragen.14 Es sollten in erster Linie obsolete Hindernisse beseitigt 
werden (d. h. Hindernisse, die nicht länger zur Erzeugung erneuerbarer Energie, für die 
Binnenschifffahrt, für die Wasserversorgung oder für andere Zwecke benötigt werden). Ergänzend 
sollten Maßnahmen ergriffen werden, die zur Verbesserung der natürlichen Funktionen der 
betreffenden Überschwemmungsflächen erforderlich sind. 

Bestäuber (Artikel 8) 
Die Mitgliedstaaten würden verpflichtet, den Rückgang der Bestäuberpopulationen (d. h. den 
Rückgang der Größe und/oder Vielfalt der Populationen) bis 2030 umzukehren und danach einen 
steigenden Trend zu erreichen, der ab 2030 alle drei Jahre gemessen wird, bis zufriedenstellende 
Werte15 erreicht sind. Eine Überwachungsmethode würde im Wege eines Durchführungsrechtsakts 
festgelegt.16 

Agrarökosysteme (Artikel 9) 
Die Mitgliedstaaten müssten zusätzlich zu den Maßnahmen in Gebieten, die 
Wiederherstellungsmaßnahmen gemäß Artikel 4 unterliegen, die Wiederherstellungsmaßnahmen 
ergreifen, die erforderlich sind, um die biologische Vielfalt von landwirtschaftlichen Ökosystemen 
zu verbessern. Sie sollten bei drei Indikatoren einen Aufwärtstrend erreichen (d. h. beim Index 
der Wiesenschmetterlinge, bei den Beständen an organischem Kohlenstoff in mineralischen 
Ackerböden und beim Anteil landwirtschaftlicher Flächen mit Landschaftselementen mit großer 
biologischer Vielfalt 17), gemessen im Zeitraum vom Inkrafttreten der Verordnung bis zum 
31. Dezember 2030 und danach alle drei Jahre, bis zufriedenstellende Werte erreicht sind. Darüber 
hinaus würde das spezifische Ziel festgelegt, die Werte des Index häufiger Feldvogelarten auf 
nationaler Ebene zu verbessern, wobei Zielwerte für die Jahre 2030, 2040 und 2050 vorgegeben 
würden. Für die Mitgliedstaaten mit historisch stärker erschöpften Feldvogelpopulationen würden 
höhere Werte festgelegt. 

Zudem wären die Mitgliedstaaten zur Wiederherstellung und teilweisen Wiedervernässung 
entwässerter, landwirtschaftlich genutzter Torfmoorflächen verpflichtet: Bis 2030 sollten 
mindestens 30 % (davon mindestens ein Viertel wiedervernässt), bis 2040 mindestens 50 % (davon 
mindestens die Hälfte wiedervernässt) und bis 2050 mindestens 70 % (davon mindestens die Hälfte 
wiedervernässt) dieser Flächen wiederhergestellt werden. Es sind Flexibilitätsbestimmungen 
vorgesehen, die es den Mitgliedstaaten ermöglichen würden, die Wiederherstellungs- und 
Wiedervernässungsmaßnahmen auf Flächen von Torfabbaugebieten sowie, bis zu einem gewissen 
Grad, auf entwässerten Torfmoorflächen, die zu anderen Zwecken genutzt werden, auf die 
Zielvorgaben für entwässerte, landwirtschaftlich genutzte Torfmoorflächen anzurechnen. 

Waldökosysteme (Artikel 10) 
Entsprechend dem bei Agrarökosystemen verfolgten Ansatz würde in Artikel 10 festgelegt, dass die 
Mitgliedstaaten bei sechs Indikatoren einen Aufwärtstrend erreichen müssen, bis 
zufriedenstellende Werte erreicht sind: Diese Indikatoren beträfen stehendes Totholz, liegendes 

https://butterfly-monitoring.net/sites/default/files/Publications/Technical%20report%20EU%20Grassland%20indicator%201990-2017%20June%202019%20v4%20(3).pdf
https://butterfly-monitoring.net/sites/default/files/Publications/Technical%20report%20EU%20Grassland%20indicator%201990-2017%20June%202019%20v4%20(3).pdf
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Totholz, den Anteil der Wälder mit uneinheitlicher Altersstruktur, die Waldvernetzung, den Index 
häufiger Waldvogelarten und die Bestände an organischem Kohlenstoff.18 

Mit der vorgeschlagenen Verordnung erhielte die Kommission die Möglichkeit, 
Durchführungsrechtsakte zu den Methoden für die Überwachung der Indikatoren für 
landwirtschaftliche Ökosysteme und Waldökosysteme zu erlassen (Artikel 17 Absatz 9). 

Nationale Wiederherstellungspläne 
Zur Umsetzung der Verordnung müssten die Mitgliedstaaten nationale Wiederherstellungspläne 
ausarbeiten, die den Zeitraum bis 2050 abdecken und Zwischenfristen zu den verschiedenen Zielen 
und Verpflichtungen gemäß der Verordnung enthalten (Artikel 12). Im Zuge der Ausarbeitung der 
Pläne müssten sie das Gebiet quantifizieren, das wiederhergestellt werden muss, um die 
Wiederherstellungsziele gemäß den Artikeln 4 und 5 zu erreichen, wobei der Zustand der 
Lebensraumtypen sowie die Qualität und Quantität der Lebensräume der auf ihrem Hoheitsgebiet 
vorkommenden Arten zu berücksichtigen wäre. Des Weiteren müssten für Bestäuber und für die 
Indikatoren für landwirtschaftliche Ökosysteme und Waldökosysteme zufriedenstellende Werte 
festgelegt und die land- und forstwirtschaftlichen Gebiete ermittelt und kartiert werden, die der 
Wiederherstellung bedürfen. Zudem sollten die Mitgliedstaaten Synergien mit dem Klimaschutz 
und der Anpassung an den Klimawandel sowie mit den im Rahmen anderer 
Umweltschutzinstrumente verabschiedeten Plänen und Strategien ermitteln. Insbesondere sollten 
sie die Wiederherstellungspläne mit der Ausweisung von „go to“-Gebieten für erneuerbare Energien 
koordinieren (Artikel 11). 

Die Mitgliedstaaten müssten innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten der Verordnung einen 
ersten Entwurf ihres Plans vorlegen (Artikel 13). Die Kommission hätte anschließend sechs 
Monate Zeit, um die Entwürfe zu bewerten, wobei sie insbesondere deren Angemessenheit im 
Hinblick auf die Erfüllung der ökosystemspezifischen Ziele und Verpflichtungen sowie des 
übergeordneten Wiederherstellungsziels der EU prüfen würde. Sie hätte die Möglichkeit, den 
Mitgliedstaaten Anmerkungen zu übermitteln, denen diese in ihrem endgültigen nationalen 
Wiederherstellungsplan Rechnung tragen müssten. 

Die Pläne sollten unter anderem die folgenden Elemente beinhalten: eine Quantifizierung der 
Gebiete, die wiederhergestellt werden müssen, eine Beschreibung der durchzuführenden 
Wiederherstellungsmaßnahmen, den Zeitplan für die Durchführung der vorgeschlagenen 
Wiederherstellungsmaßnahmen, die für die wiederhergestellten Gebiete geplante Überwachung 
und das Verfahren zur Bewertung der Wirksamkeit der Maßnahmen und zur Überarbeitung dieser 
Maßnahmen, wenn dies erforderlich ist. Des Weiteren sollten sie Angaben zu den geschätzten 
positiven Nebeneffekten für den Klimaschutz und den umfassenderen sozioökonomischen Nutzen 
dieser Maßnahmen, zum geschätzten Finanzierungsbedarf, einschließlich der Kofinanzierung aus 
EU-Mitteln, und zu den Subventionen, die sich negativ auf die Erreichung der Ziele auswirken, 
enthalten. In den Plänen sollte das Verfahren zu ihrer Erstellung beschrieben werden, einschließlich 
der Konsultation und Beteiligung der Öffentlichkeit. Des Weiteren sollte erläutert werden, wie die 
Anmerkungen der Kommission zum Entwurf des Plans berücksichtigt wurden (falls Anmerkungen 
nicht berücksichtigt wurden, ist dies zu begründen). 

Die Mitgliedstaaten müssten ihren nationalen Wiederherstellungsplan mindestens alle zehn Jahre 
überprüfen (Artikel 15). Wenn die Kommission der Auffassung ist, dass die von einem Mitgliedstaat 
erzielten Fortschritte nicht ausreichen, um die Ziele und Verpflichtungen gemäß der Verordnung zu 
erfüllen, könnte sie diesen Mitgliedstaat auffordern, einen aktualisierten Entwurf des nationalen 
Wiederherstellungsplans mit zusätzlichen Maßnahmen vorzulegen. 

Überwachung, Berichterstattung und Überprüfung 
Die für die Überwachung und Berichterstattung geltenden Anforderungen sind in den Artikeln 17 
und 18 festgelegt. Die Mitgliedstaaten würden der Kommission jährlich das Gebiet melden, das 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52022PC0222
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Wiederherstellungsmaßnahmen gemäß den Artikeln 4 bis 10 unterliegt, einschließlich der 
beseitigten Hindernisse in Flüssen. Fortschrittsberichte würden mindestens alle drei Jahre 
übermittelt (wobei der erste Bericht den Zeitraum bis 2030 zum Gegenstand hätte und im Juni 2031 
vorgelegt würde). 

Der Kommission würde die Befugnis übertragen, delegierte Rechtsakte zur Änderung der 
Anhänge der vorgeschlagenen Verordnung zu erlassen (um die Gruppen von Lebensraumtypen, die 
Liste der Meeresarten, die für den Index häufiger Feldvogelarten verwendete Liste von Arten und 
die Indikatoren für Agrar- und Waldökosysteme anzupassen). 

Die Anwendung der Verordnung würde bis zum 31. Dezember 2035 überprüft. Sofern die 
Kommission dies für angemessen hält, könnte sie anschließend einen Legislativvorschlag mit 
möglichen zusätzlichen Wiederherstellungszielen vorlegen. 

Beratende Ausschüsse 
Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) bereitet gegenwärtig eine 
Stellungnahme zu dem Dossier vor, die voraussichtlich auf der Plenartagung des EWSA am 14. und 
15. Dezember 2022 angenommen wird (Berichterstatter: Arnold Puech d’Alissac, Arbeitgeber – 
Gruppe I, Frankreich). 

Der Europäische Ausschuss der Regionen (AdR) erarbeitet ebenfalls eine Stellungnahme 
(Berichterstatter: Roby Biwer, SPE, Luxemburg), die auf seiner Plenartagung am 8. und 9. Februar 
2023 angenommen werden soll. 

Nationale Parlamente 
Die Frist für die Abgabe begründeter Stellungnahmen zur Subsidiarität endete am 23. September 
2022. Das schwedische Parlament (Riksdag) übermittelte am 21. September eine Stellungnahme. 
Nach Auffassung des Riksdag beinhaltet der Vorschlag Regelungen über die nationale 
Forstwirtschaft, die auch dann nicht mit dem Grundsatz der Subsidiarität vereinbar sind, wenn die 
Mitgliedstaaten als Grundlage für die Wiederherstellungsmaßnahmen eigene nationale 
Wiederherstellungspläne erarbeiten. Der Riksdag vertritt die Ansicht, dass die nationale 
Forstwirtschaft am besten auf nationaler Ebene geregelt werde, auf der die nationalen und 
regionalen Bedingungen berücksichtigt werden könnten. Des Weiteren enthalte der Vorschlag 
ausführliche Regelungen für die Bereiche landwirtschaftliche Bodennutzung und Forstwirtschaft, 
die über das für die Erreichung der Ziele des Vorschlags erforderliche Maß hinausgingen. Daher 
seien diese Teile des Vorschlags nicht mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit vereinbar. 

Standpunkte von Interessenträgern19 
Die Frist für die Einreichung von Rückmeldungen der Interessenträger zum Vorschlag der 
Kommission endete am 22. August 2022. Es gingen mehr als 200 Beiträge ein. 

BirdLife, Client Earth, das Europäische Umweltbüro und der WWF begrüßen zahlreiche Elemente des 
Vorschlags, wie beispielsweise die zeitgebundenen Ziele, das Verschlechterungsverbot und die 
verbindliche Verpflichtung zur Umkehrung des Rückgangs der Bestäuber. Sie fordern, dass die 
Durchsetzbarkeit des übergeordneten Ziels sichergestellt wird, die prozentualen Zielwerte der 
unterschiedlichen Etappenziele in den Artikeln 4 und 5 deutlich höher angesetzt werden und die 
Frist für die Erreichung von 100 % (statt der vorgeschlagenen 90 %) verkürzt wird. Mit Blick auf die 
Festlegung zufriedenstellender Werte fordern sie, dass zeitnah eindeutige Rahmenbestimmungen 
und Leitlinien zu den diesbezüglichen Mindestanforderungen an die Mitgliedstaaten angenommen 
werden. Zudem sollte ihrer Auffassung nach eine Verpflichtung der Kommission in den Vorschlag 
aufgenommen werden, die bisherige Unterstützung der Wiederherstellung der Natur aus EU-
Mitteln zu bewerten und die Möglichkeit zu prüfen, gezielt Mittel zu diesem Zweck bereitzustellen. 

https://www.eesc.europa.eu/de/our-work/opinions-information-reports/opinions/nature-restoration-targets-under-eu-biodiversity-strategy
https://cor.europa.eu/de/our-work/Pages/OpinionTimeline.aspx?opId=CDR-4206-2022
https://ipexl.europarl.europa.eu/IPEXL-WEB/document/COM-2022-304
https://ipexl.europarl.europa.eu/IPEXL-WEB/document/COM-2022-304/serik
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12596-Schutz-der-biologischen-Vielfalt-Ziele-fur-die-Wiederherstellung-der-Natur-im-Rahmen-der-EU-Biodiversitatsstrategie_de
https://eeb.org/wp-content/uploads/2022/08/NRL_FirstAnalysis_August2022.pdf
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Seas at Risk fordert, dass die Kohärenz mit der gemeinsamen Fischereipolitik sichergestellt und ein 
Schutzmechanismus in den Vorschlag aufgenommen wird, der es der Kommission ermöglichen 
würde, einzugreifen, wenn sich die Mitgliedstaaten nicht auf die zur Erreichung der 
Wiederherstellungsziele erforderlichen Maßnahmen einigen können. Das Bündnis Living Rivers 
Europe fordert, dass das Ziel für die Beseitigung von Hindernissen angehoben und 
rechtsverbindlich festgelegt wird, dass bis 2030 15 % der Flussläufe in der EU wiederhergestellt und 
in einen frei fließenden Zustand gebracht werden müssen. Das Bündnis empfiehlt, dass die 
Mitgliedstaaten dazu verpflichtet werden, Maßnahmen zur Beseitigung von Hindernissen 
entsprechend ihrem ökologischen Potenzial Vorrang zu geben und dabei insbesondere die 
Vernetzung von Meeres- und Süßwasserökosystemen zu berücksichtigen. Wetlands International 
Europe fordert ehrgeizigere Ziele für Torfmoorflächen und regt beispielsweise an, dass die 
Wiedervernässung als Voraussetzung für die Wiederherstellung festgelegt wird, die 
vorgeschlagenen Ziele für entwässerte Torfmoorflächen deutlich angehoben werden und ihr 
Geltungsbereich auf die gesamte Nutzung unbesiedelter entwässerter Torfmoorflächen erweitert 
wird. 

Copa und Cogeca warnen vor den Auswirkungen des Vorschlags, der bewirken könne, dass große 
Teile der fruchtbaren landwirtschaftlichen Flächen nicht mehr genutzt würden oder infolge der 
Wiedervernässung an Ertragfähigkeit verlören, obwohl die EU gegenwärtig dem Ziel der 
Ernährungssicherheit oberste Priorität einräumen sollte. Die Verbände kritisieren insbesondere, 
dass der Vorschlag keine klare finanzielle Unterstützung vorsehe, keine erschwinglichen und 
geeigneten Alternativen für Produkte auf Torfbasis verfügbar seien, mit möglichen wirtschaftlichen 
und sozialen Auswirkungen in ländlichen Gebieten zu rechnen sei und die vorgenommenen 
Begriffsbestimmungen ungeeignet seien. Zudem betonen sie, dass der Schutz von 
Eigentumsrechten ein vorrangiges Ziel darstellen müsse. 

Der Zentralverband der europäischen Waldbesitzer (Confederation of European Forest Owners) teilt 
diese Bedenken und stellt sich die Frage, wie im Rahmen des Verfahrens zur Ausweisung von 
wiederherzustellenden Gebieten, zu der die Mitgliedstaaten verpflichtet würden, sichergestellt 
werde, dass die Waldbesitzer vorab und in Kenntnis der Sachlage ihre Zustimmung erteilen würden. 
Durch die Wahl einer Verordnung werde die Flexibilität der Mitgliedstaaten bei der Abstimmung 
ihrer Wiederherstellungspläne auf ihre örtlichen Erfordernisse eingeschränkt. Die Organisation der 
europäischen Landbesitzer (European Landowners’ Organisation) bedauert, dass die Gelegenheit 
versäumt worden sei, aufbauend auf den Erfahrungen aus dem Prozess der Ausweisung von Natura-
2000-Gebieten einen Bottom-up-Ansatz zu verfolgen. Es gebe keine konkreten Lösungen für die 
Mobilisierung der Kapazitäten, die erforderlich seien, um die in der Verordnung vorgeschriebenen 
erheblichen Anstrengungen auf EU-Ebene sowie auf nationaler und lokaler Ebene vollständig zu 
bewältigen. Des Weiteren weist die Organisation warnend darauf hin, dass es keine 
wissenschaftliche Begründung und keine klaren Indikatoren gebe, die in der Praxis bei der 
Ausweisung von Gebieten als Orientierungshilfen dienen könnten. 

Croplife Europe empfiehlt, dass bei der Festlegung der zufriedenstellenden Werte für die 
landwirtschaftlichen Indikatoren eine tragfähige Bewertung der sozialen, ökologischen und 
wirtschaftlichen Auswirkungen der festgelegten Wiederherstellungswerte vorgenommen wird. Der 
Verband schlägt vor, dass in Artikel 8 der Schwerpunkt nicht nur auf Bestäubern, sondern auch auf 
nützlichen Bodenorganismen und -funktionen sowie natürlichen Organismen zur 
Schädlingsbekämpfung liegen solle. Zudem empfiehlt er die Aufnahme einer Hierarchie der 
wiederherzustellenden Flächen in die Pläne zur Wiederherstellung der Natur. 

Der Verband der europäischen Elektrizitätswirtschaft, Eurelectric, fordert Kohärenz zwischen der 
Entwicklung der nationalen Wiederherstellungspläne und den ausgewiesenen „go to“-Gebieten für 
erneuerbare Energien. Mit Blick auf die Süßwasserökosysteme weist der Verband darauf hin, dass in 
ausgewiesenen Wiederherstellungsgebieten gelegene Wasserkraftwerke von den 
Wiederherstellungsanforderungen betroffen sein könnten. Daher sei es von entscheidender 
Bedeutung, dass der Betrieb dieser Werke nicht beeinträchtigt werde, wenn sie den geltenden EU-

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12596-Schutz-der-biologischen-Vielfalt-Ziele-fur-die-Wiederherstellung-der-Natur-im-Rahmen-der-EU-Biodiversitatsstrategie/F3334317_de
https://europe.wetlands.org/publications/living-rivers-europe-briefing-paper-on-river-connectivity-targets-september-2022/
https://europe.wetlands.org/publications/living-rivers-europe-briefing-paper-on-river-connectivity-targets-september-2022/
https://europe.wetlands.org/publications/higher-ambition-for-peatlands-in-the-eu-nature-restoration-law-proposal/
https://europe.wetlands.org/publications/higher-ambition-for-peatlands-in-the-eu-nature-restoration-law-proposal/
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12596-Schutz-der-biologischen-Vielfalt-Ziele-fur-die-Wiederherstellung-der-Natur-im-Rahmen-der-EU-Biodiversitatsstrategie/F3334328_de
https://www.cepf-eu.org/news/press-release-nature-restoration-%E2%80%93-how-and-whom
https://www.europeanlandowners.org/images/Time_bound_targets_and_restoration_actions_outside_Natura2000_.docx.pdf
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12596-Schutz-der-biologischen-Vielfalt-Ziele-fur-die-Wiederherstellung-der-Natur-im-Rahmen-der-EU-Biodiversitatsstrategie/F3332823_de
https://cdn.eurelectric.org/media/6047/nature-restoration-law-eurelectric-position-vf-h-0B0B6933.pdf
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Rechtsvorschriften, insbesondere der WRR, entsprächen. Der Verband betont, dass die Festlegung 
„frei fließender Flüsse“ als Grundlage für die Erreichung des Ziels sehr vage sei. 

Nach Auffassung des Verbands der Europäischen Papierindustrie (Confederation of the European 
Paper Industries, CEPI) ist unklar, welche Akteure letztlich die Verantwortung für die Durchführung 
der Wiederherstellungsmaßnahmen sowie die damit verbundenen Kosten tragen würden, zumal 
für diese Maßnahmen erhebliche personelle und finanzielle Ressourcen erforderlich seien. Die 
Wiederherstellung könne nur dann wirksam sein, wenn sie zunächst in Gebieten durchgeführt 
werde, in denen damit ein möglichst großer Nutzen für die biologische Vielfalt erzielt werde, wie 
beispielsweise in Gebieten, die bereits als Natura-2000-Gebiete ausgewiesen oder von natürlichen 
Störungen betroffen seien. 

Gesetzgebungsverfahren 
Im Parlament wurde das Dossier dem Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und 
Lebensmittelsicherheit (ENVI) zugewiesen, der am 12. Juli 2022 César Luena (S&D, Spanien) als 
Berichterstatter benannte. Der Fischereiausschuss (PECH) und der Ausschuss für Landwirtschaft und 
ländliche Entwicklung (AGRI) haben beschlossen, Stellungnahmen vorzulegen. Der ENVI-Ausschuss 
wird den Berichtsentwurf seines Berichterstatters voraussichtlich im Januar 2023 erörtern. 

Im Rat wird der Vorschlag gegenwärtig auf Arbeitsgruppenebene geprüft. 

ERGÄNZENDE ANALYSEN DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 
Briefing des EPRS zum Schutz von Bestäubern in der EU („Protecting pollinators in the EU“), Juli 2021. 
Briefing des EPRS zum aktuellen Stand beim Schutz der biologischen Vielfalt („Biodiversity protection:  
Where do we stand“), Juni 2021. 

SONSTIGE QUELLEN 
Nature restoration, Legislative Beobachtungsstelle (OEIL), Europäisches Parlament. 

 

ENDNOTEN 

1 Ein umfassender Überblick über die von den Mitgliedstaaten durchgeführte Wiederherstellung ist nicht verfügbar. 
Schätzungen lassen jedoch den Schluss zu, dass in der EU jährlich zwischen 2850 km2 und 5700 km2 Lebensraum 
wiederhergestellt werden, während sich der Wiederherstellungsbedarf alleine bei den in Anhang I der Habitat-
Richtlinie aufgeführten Lebensräumen (d. h. deren Zustand als „nicht gut“ bewertet wurde) auf 167 000 km2 bis 
263 000 km2 beläuft. Vgl. Eftec et al.: Technical support in relation to the promotion of ecosystem restoration in the 
context of the EU biodiversity strategy to 2020. Final report. London, 2017. 

2 Vgl. die am 6. September 2022 vorgelegte Evaluierung der EU-Biodiversitätsstrategie bis 2020 („Evaluation of the EU 
biodiversity strategy to 2020“), SWD(2022)0284, sowie die externe Begleitstudie. 

3 Unter einem günstigen Erhaltungszustand kann eine Situation verstanden werden, in der ein Lebensraumtyp oder 
eine Art im Hinblick auf die Qualität und die Fläche bzw. den Bestand gut gedeiht und gute Aussichten bestehen, dass 
dies auch in Zukunft so bleiben wird. Nach der Habitat-Richtlinie wird der Erhaltungszustand einer Art als günstig 
betrachtet, wenn sie langfristig lebensfähig ist, ihr natürliches Verbreitungsgebiet nicht abnimmt und ein genügend 
großer Lebensraum vorhanden ist, um ihr Überleben langfristig zu sichern. Ein Lebensraum hat einen günstigen 
Erhaltungszustand, wenn sein Verbreitungsgebiet oder seine Fläche beständig sind oder sich ausdehnen, die 
Voraussetzungen für seinen langfristigen Fortbestand gegeben sind und der Erhaltungszustand der für ihn 
charakteristischen Arten günstig ist. 

4 Ein „guter“ Zustand ist erreicht, wenn die für den ökologischen und chemischen Zustand von Oberflächengewässern 
bzw. für den chemischen und mengenmäßigen Zustand von Grundwasserkörpern geltenden Normen erfüllt sind. 

5 In der Richtlinie wird dieser definiert als „der Umweltzustand, den Meeresgewässer aufweisen, bei denen es sich um 
ökologisch vielfältige und dynamische Ozeane und Meere handelt, die im Rahmen ihrer jeweiligen Besonderheiten 
sauber, gesund und produktiv sind und deren Meeresumwelt auf nachhaltigem Niveau genutzt wird, so dass die 
Nutzungs- und Betätigungsmöglichkeiten der gegenwärtigen und der zukünftigen Generationen erhalten bleiben“. 

 

https://www.cepi.org/press-release-cepi-calls-for-more-focus-impact-assessment-and-consultation-on-eu-commissions-nature-restoration-proposal/
https://www.cepi.org/press-release-cepi-calls-for-more-focus-impact-assessment-and-consultation-on-eu-commissions-nature-restoration-proposal/
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_BRI(2021)696175
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_BRI(2021)690653
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_BRI(2021)690653
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_BRI(2021)690653
http://www.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2022/0195(COD)&l=en
https://ec.europa.eu/environment/nature/pdf/promotion_of_ecosystem_restoration_in_the_context_of_the_EU_biodiversity_strategy_report%20.zip
https://ec.europa.eu/environment/nature/pdf/promotion_of_ecosystem_restoration_in_the_context_of_the_EU_biodiversity_strategy_report%20.zip
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/HTML/?uri=CELEX:52022SC0284
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/HTML/?uri=CELEX:52022SC0284
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/6a9fee3f-a414-11ec-83e1-01aa75ed71a1/language-en
https://circabc.europa.eu/d/a/workspace/SpacesStore/d0eb5cef-a216-4cad-8e77-6e4839a5471d/Reporting%20guidelines%20Article%2017%20final%20May%202017.pdf
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6 Briefing der EUA mit dem Titel „The European environment — state and outlook 2020“ (Europäische Umwelt – 

Zustand und Ausblick 2020); Bericht der Kommission: „Der Zustand der Natur in der Europäischen Union“; EU-
Ökosystembewertung der GFS: „EU Ecosystem Assessment“, 2021. 

7 Vgl. hierzu auch die am 8. September 2022 veröffentlichte Überprüfung der Umsetzung der Umweltpolitik 
(„Environmental Implementation Review“) für das Jahr 2022. 

8 In der Folgenabschätzung wird darauf hingewiesen, dass der in Artikel 3 der Vogelschutzrichtlinie festgelegten 
allgemeinen Verpflichtung zur Erhaltung und Wiederherstellung der Lebensräume aller Vogelarten größtenteils nicht 
nachgekommen wird. Die Habitat-Richtlinie beinhaltet keine konkrete Bestimmung über die Wiederherstellung der 
Lebensräume des Anhangs I und der Lebensräume der Arten des Anhangs II außerhalb des Natura-2000-Netzes, 
obwohl dies für die Erreichung des Ziels der Richtlinie erforderlich wäre. Gleiches gilt für die in den Anhängen IV und 
V der Richtlinie aufgeführten Arten. 

9  Eine solche Verpflichtung besteht nur, wenn dies erforderlich wäre, um einen guten Zustand zu erreichen, wobei in 
begründeten Fällen Ausnahmen in Anspruch genommen werden können. 

10 Wiederherstellungsziele können auf der Grundlage des bestehenden Rahmens und der geltenden Leitlinien zur 
Bestimmung des guten Zustands der Lebensraumtypen und zur Festlegung, was unter ausreichender Qualität und 
Quantität der Lebensräume von Arten zu verstehen ist, festgelegt werden. Vgl. die Erläuterungen und Leitlinien für 
die Berichterstattung nach Artikel 17 der Habitat-Richtlinie für den Zeitraum 2013–2018 („Reporting under Article 17 
of the Habitats Directive: Explanatory notes and guidelines for the period 2013-2018“), 2017, und das 
Interpretationshandbuch der Lebensräume der Europäischen Union – EU-28 („Interpretation Manual of European 
Union Habitats – EUR28“, 2013. 

11 Anhang I der vorgeschlagenen Verordnung enthält alle in Anhang I der Habitat-Richtlinie genannten Land-, Küsten- 
und Süßwasserlebensraumtypen sowie sechs Gruppen dieser Lebensraumtypen, nämlich 1) Feuchtgebiete (Küste 
und Binnenland), 2) Grünland und sonstige Weidelebensräume, 3) Flüsse, Seen, Auen- und Uferlebensräume, 4) 
Wälder, 5) Steppen, Heiden und Buschflächen und 6) felsige Lebensräume und Dünen. 

12 Anhang II enthält sieben Gruppen von Lebensraumtypen: 1) Seegraswiesen, 2) Makroalgenwälder, 3) Muschelbänke , 
4) Kalkalgenbänke, 5) Schwammriffe, Korallenriffe und korallogene Lebensräume, 6) Hydrothermalquellen und kalte 
Quellen und 7) weiche Sedimente (oberhalb von 1000 Meter Tiefe). Die Klassifizierung der Meereslebensraumtypen 
beruht auf dem Europäischen Naturinformationssystem (EUNIS). In Anhang II ist die jeweilige Entsprechung mit den 
in Anhang I der Habitat-Richtlinie aufgeführten Lebensraumtypen angegeben, deren Definition weiter gefasst ist. 

13 Die städtische Grünfläche und die städtische Baumüberschirmung können anhand der im Rahmen des Copernicus-
Landüberwachungsdienstes bereitgestellten Daten berechnet werden. 

14 Unbeschadet des Artikels 4 Absätze 3, 5 und 7 der Wasserrahmenrichtlinie und des Artikels 15 der Verordnung über 
das transeuropäische Verkehrsnetz. 

15 Nach Artikel 11 Absatz 3 sollten die Mitgliedstaaten bis spätestens 2030 für die Größe der Bestäuberpopulationen 
sowie für die Indikatoren für landwirtschaftliche Ökosysteme und Waldökosysteme im Wege eines offenen und 
wirksamen Verfahrens sowie einer Bewertung auf der Grundlage der jüngsten wissenschaftlichen Erkenntnisse und, 
sofern verfügbar, des Rahmens, den die Kommission möglicherweise in einem Durchführungsrechtsakt entwickelt, 
zufriedenstellende Werte festlegen. 

16 Gegenwärtig wird ein technischer Vorschlag für ein EU-System zur Überwachung der Bestäuber erarbeitet. 
17 Die Indikatoren für Agrarökosysteme werden in Anhang IV beschrieben. 
18 Die Indikatoren für Wälder werden in Anhang VI beschrieben. 
19 In diesem Abschnitt soll ein Eindruck von der Debatte vermittelt werden. Es geht nicht darum, alle unterschiedlichen 

Ansichten zu dem Vorschlag erschöpfend darzustellen. Weitere Informationen sind den einschlägigen 
Veröffentlichungen zu entnehmen, die unter „Ergänzende Analysen des Europäischen Parlaments“ aufgeführt sind. 

 

https://www.eea.europa.eu/soer/2020
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM:2020:635:FIN
https://publications.jrc.ec.europa.eu/repository/handle/JRC120383
https://environment.ec.europa.eu/law-and-governance/environmental-implementation-review_en
https://circabc.europa.eu/d/a/workspace/SpacesStore/d0eb5cef-a216-4cad-8e77-6e4839a5471d/Reporting%20guidelines%20Article%2017%20final%20May%202017.pdf
https://circabc.europa.eu/d/a/workspace/SpacesStore/d0eb5cef-a216-4cad-8e77-6e4839a5471d/Reporting%20guidelines%20Article%2017%20final%20May%202017.pdf
https://circabc.europa.eu/d/a/workspace/SpacesStore/d0eb5cef-a216-4cad-8e77-6e4839a5471d/Reporting%20guidelines%20Article%2017%20final%20May%202017.pdf
https://ec.europa.eu/environment/nature/legislation/habitatsdirective/docs/Int_Manual_EU28.pdf
https://ec.europa.eu/environment/nature/legislation/habitatsdirective/docs/Int_Manual_EU28.pdf
https://www.eea.europa.eu/data-and-maps/data/eunis-habitat-classification-1
https://land.copernicus.eu/de
https://land.copernicus.eu/de
https://publications.jrc.ec.europa.eu/repository/handle/JRC122225


EU-Verordnung über die Wiederherstellung der Natur 

15 

 

HAFTUNGSAUSSCHLUSS UND URHEBERRECHTSSCHUTZ 
Dieses Dokument wurde für die Mitglieder und Mitarbeiter des Europäischen Parlaments erarbeitet und soll 
ihnen als Hintergrundmaterial für ihre parlamentarische Arbeit dienen. Die Verantwortung für den Inhalt liegt 
ausschließlich bei dem/den Verfasser(n) dieses Dokuments. Die hier vertretenen Auffassungen entsprechen 
nicht unbedingt dem Standpunkt des Europäischen Parlaments. 
Nachdruck und Übersetzung der Veröffentlichung – außer zu kommerziellen Zwecken – mit Quellenangabe 
gestattet, sofern das Europäische Parlament vorab unterrichtet und ihm ein Exemplar übermittelt wird. 
© Europäische Union, 2022. 
eprs@ep.europa.eu (Kontakt) 
www.eprs.ep.parl.union.eu (Intranet) 
www.europarl.europa.eu/thinktank (Internet) 
http://epthinktank.eu (Blog) 

Erste Auflage. Die Briefings „EU Legislation in Progress“ (EU-Gesetzgebung in Arbeit) werden im Laufe des 
Gesetzgebungsverfahrens in wichtigen Phasen aktualisiert. 

mailto:eprs@ep.europa.eu
http://www.eprs.ep.parl.union.eu/
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/home
http://epthinktank.eu/

	ÜBERBLICK
	Wie in der EU-Biodiversitätsstrategie für 2030 angekündigt, legte die Kommission am 22. Juni 2022 einen Vorschlag für eine Verordnung über die Wiederherstellung der Natur vor. Ergänzend zu den geltenden Rechtsinstrumenten würden in der vorgeschlagenen...
	Zwar findet die Wiederherstellung der Natur in der Öffentlichkeit große Zustimmung, jedoch äußerten Interessenträger Bedenken hinsichtlich der Durchsetzbarkeit und Erreichbarkeit der Ziele, der wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen, des Schutzes ...
	Über den Vorschlag wird gegenwärtig im Parlament und im Rat beraten. Im Parlament wurde das Dossier dem Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (ENVI) zugewiesen, der am 12. Juli 2022 César Luena als Berichterstat...
	Einführung
	Aktuelle Situation
	So nimmt Natura 2000 Gestalt an
	Abbildung 1: Anteile der Landökosysteme, EU-28, 2018
	Ausgangsposition des Parlaments
	Tabelle 1 – Anteile (Fläche) der EU-Ökosystemtypen, die unter die Habitat-Richtlinie, die WRR und die MSRR fallen bzw. innerhalb des Natura-2000-Netzes liegen
	Ausgangsposition des Rates
	Vorbereitung des Vorschlags
	Mit dem Vorschlag verbundene Änderungen
	Ökosystemspezifische Ziele und Verpflichtungen
	Land-, Küsten- und Süßwasserökosysteme (Artikel 4)
	Meeresökosysteme (Artikel 5)
	Städtische Ökosysteme (Artikel 6)
	Vernetzung von Flüssen und damit verbundene Überschwemmungsflächen (Artikel 7)
	Bestäuber (Artikel 8)
	Agrarökosysteme (Artikel 9)
	Waldökosysteme (Artikel 10)

	Nationale Wiederherstellungspläne
	Überwachung, Berichterstattung und Überprüfung

	Wesentliche Begriffsbestimmungen in der vorgeschlagenen Verordnung
	Beratende Ausschüsse
	Nationale Parlamente
	Standpunkte von Interessenträgern18F
	Gesetzgebungsverfahren

